Entwurf
 Kiewer Erklärung 

der TeilnehmerInnen aus ukrainischen, deutschen und belarussischen Partnerschaften
an der Konferenz

„Das europäische Haus gemeinsam gestalten“

vom 29. September bis 2. Oktober 2007 
Über 350 Vertreter von Partnerschaftsinitiativen aus Belarus, Deutschland und der Ukraine haben sich vom 29. September bis 2. Oktober 2007 in Kiew getroffen, um sich im Dialog miteinander und mit politischen Verantwortungsträgern über die Perspektiven ihrer zivilgesellschaftlichen Arbeit auszutauschen. Sie haben durch diesen vom Internationalen Bildungs- und Begegnungswerk in Dortmund, der ukrainischen Alexander-Feldmann-Stiftung und der Internationalen Bildungs- und Begegnungsstätte „Johannes Rau“ Minsk organisierten Erfahrungsaustausch wichtige Impulse für ihr weiteres Engagement erhalten und sprechen sich daher für die regelmäßige Durchführung entsprechender Foren aus. 

Insgesamt gibt es in Deutschland derzeit über 600 deutsch-belarussische und über 350 deutsch-ukrainische Partnerschaftsinitiativen. Die Partnerschaftsinitiativen kooperieren in der konkreten Projektzusammen​arbeit, die sich auf die Bereiche 

· Bildung und Erwachsenenbildung,
· medizinische und soziale Arbeit, insbesondere mit Kindern, Jugendlichen und Menschen mit Behinderungen, 

· Umwelt, Energieeinsparung und erneuerbare Energie 

· sowie nachhaltige Entwicklung bezieht.
Die Partnerschaftsinitiativen sehen sich durch die Tagung in ihrer Einschätzung bestätigt, dass die Initiativen mit ihren Projekten einen essentiellen Beitrag zur innovativen Entwicklung in den genannten Sektoren leisten und zur Verständigung zwischen ihren Ländern in einem Europa ohne Trennlinien unverzichtbar sind. Dieses Engagement ist ein zentraler Bestandteil in der gemeinsamen Gestaltung des europäischen Hauses.

Bereits jetzt unterhalten viele Projektpartner Kontakte zu Partnern in den jeweils beiden anderen Ländern. Das Streben nach Versöhnung und Verständigung angesichts der deutschen Verbrechen im Zweiten Weltkrieg, die Erfahrungen und die Lehren aus der Katastrophe von Tschernobyl sowie die Bewältigung postsozialistischer Transformationsprozesse und das Interesse an einer sozial gerechten Neugestaltung des europäischen Kontinents bilden ein festes Fundament für diese grenzüberschreitende Kooperation. Deshalb sollten trilaterale zivilgesellschaftliche Projekte in besonderem Maße entwickelt und staatlicherseits unterstützt werden. Eine solche Förderung ist ein wichtiger Ansatz für den Aufbau einer europäischen Zivilgesellschaft, bei dem alle Beteiligten wechselseitig voneinander lernen.

Die Zusammenarbeit der deutsch-belarussischen Initiativen wird seit 2002 im Rahmen des „Förderprogramms Belarus: Grenzen überwinden“ aus Mitteln des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung gefördert. Diese Unterstützung hat es den Initiativen ermöglicht, nicht nur mehr Einzelprojekte durchzuführen, sondern vor allem ihre Kräfte zu vereinigen, um ihre eigene Arbeit nachhaltiger zu gestalten und Impulse zur Verbesserung der Rahmenbedingungen in unterschied​lichen Politikfeldern zu geben. Vernetzung und Qualifizierung der NGO-Arbeit sowie der kontinuierliche Dialog mit Vertretern der Behörden in den Regionen sind zentrale Merkmale des Förderprogramms Belarus, dessen Aktivitäten daher über 2008 hinaus fortgesetzt werden sollten. 
Für die deutsch-ukrainischen Initiativen fehlt bisher ein vergleichbares Förderungs​instrument. Die Teilnehmer der Tagung „Das europäische Haus gemeinsam gestalten“ sprechen sich deshalb für ein Partnerschaftsprogramm Ukraine auf der Grundlage der vorliegenden Programmskizze  aus. Die Teilnehmer bitten die Parlamentarier aus Belarus, Deutschland und der Ukraine, das Anliegen einer Förderung der deutsch-ukrainischen zivilgesellschaftlichen Kooperation durch ein Partnerschaftsprogramm Ukraine zu unterstützen. Da grenzüberschreitende Projekte immer dann besonders erfolgreich sind, wenn sie sich vornehmlich auf ehrenamtliche Arbeit stützen, wie z.B. im internationalen Jugendaustausch, Städtepartnerschaften etc., soll dieses Partnerschaftsprogramm subsidiär mit öffentlichen Geldern beider Länder gefördert werden.
Die Tagungsteilnehmer werden den Dialog mit ihren Abgeordneten vor Ort zu dem Partnerschaftsprogramm Ukraine suchen; sie bitten darum, die Idee des Partnerschafts-programms Ukraine auf dem Tag der Ukraine im deutschen Bundestag 2008  vorstellen zu können und Vertreter der Partnerschaftsinitiativen hierzu einzuladen. 
Die Konferenzteilnehmer begrüßen ausdrücklich die Aufhebung der Visapflicht für EU-Bürger durch die Ukraine als eine wichtige Erleichterung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit auf der zivilgesellschaftlichen Ebene. Sie bitten ihre Regierungen und Parlamente, sich für eine maximale Erleichterung der zivilgesellschaftlichen Kooperationen in allen rechtlich relevanten Bereichen einzusetzen und das ehrenamtliche Enagement ihrer Bürger im Interesse eines gemeinsamen Europas zu fördern. 

